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Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts
Reutlingen vom 11.02.2021 abgeÃ¤ndert und die Klage insgesamt
abgewiesen.

Die Anschlussberufung des KlÃ¤gers wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die Erstattung von im 1. und 12. Lebensmonat des
Kindes gewÃ¤hrten Elterngeldes streitig.

Der 1984 geborene KlÃ¤ger und seine 1985 geborene Ehefrau beantragten
(Basis-)Elterngeld anlÃ¤sslich der Geburt ihres Sohnes L1 am 01.10.2017. In dem
Fragebogen an beide Elternteile, der von dem KlÃ¤ger am 02.12.2017
unterzeichnet wurde, beantragte die Mutter durch Ankreuzen der entsprechenden
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KÃ¤stchen Elterngeld fÃ¼r die Lebensmonate 2 bis 11 und 13 bis 14 und der
KlÃ¤ger Elterngeld fÃ¼r die Lebensmonate 1 und 12 des Kindes. Der KlÃ¤ger gab in
einem weiteren Fragebogen an, er habe in dem Zeitraum, fÃ¼r den er Elterngeld
beantrage, voraussichtlich kein Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit.

Mit Bescheid vom 21.12.2017 bewilligte ihm die Beklagte Basiselterngeld fÃ¼r den
1. und 12. Lebensmonat in HÃ¶he von jeweils 1.358,91 â�¬. Die ZeitrÃ¤ume
wurden hierbei datumsmÃ¤Ã�ig bezeichnet (01.10. bis 31.10.2017 und 01.09. bis
30.09.2018). Da die HÃ¶he des Einkommens im Bezugszeitraum noch nicht
feststehe, werde Elterngeld nur vorlÃ¤ufig auf Basis des vom KlÃ¤ger
prognostizierten Einkommens zugesagt. Nach Ablauf des Bezugszeitraumes werde
die HÃ¶he des Elterngeldanspruchs endgÃ¼ltig festgelegt. Soweit sich aufgrund
des endgÃ¼ltigen Nachweises ein geringerer Elterngeldanspruch ergebe, mÃ¼sse
der KlÃ¤ger die Differenz zurÃ¼ckzahlen. Ã�nderungen der fÃ¼r den Anspruch auf
Elterngeld maÃ�geblichen Voraussetzungen seien unverzÃ¼glich mitzuteilen.

Mit Schreiben vom 26.11.2018 forderte die Beklagte den KlÃ¤ger zur Vorlage der
â��Arbeitgeberbescheinigung nach Geburtâ�� auf. Aus der daraufhin vorgelegten
Bescheinigung der D1 GmbH vom 21.02.2019 ergibt sich, dass der KlÃ¤ger im
Oktober 2017 und im Oktober 2018 nicht gearbeitet sowie im Oktober 2018 ein
steuerpflichtiges Bruttoeinkommen in HÃ¶he von 292,82 â�¬ erzielt hat. In einer
telefonischen RÃ¼cksprache mit dem KlÃ¤ger teilte dieser mit, seine Elternzeit
nicht im 12., sondern im 13. Lebensmonat genommen zu haben. Er habe vergessen,
dies mitzuteilen. Nach Aufforderung durch die Beklagte reichte der KlÃ¤ger sodann
unter dem 11.03.2019 das Formular â��Neufestlegung des Bezugszeitraumsâ�� ein
und gab hierin an, in den ZeitrÃ¤umen vom 01.10. bis 01.11.2017 und vom 01.10.
bis 01.11.2018 kein Einkommen erzielt zu haben. Er habe lediglich 296,82 â�¬ fÃ¼r
die Nutzung des GeschÃ¤ftswagens erhalten.

Mit Schreiben vom 26.04.2019 bat die Beklagte den KlÃ¤ger um Mitteilung, wann
sich die Elternzeit vom 12. auf den 13. Lebensmonat verschoben habe und aus
welchem Grund. Die Ehefrau des KlÃ¤gers teilte hierzu am 04.09.2019 mit, sie habe
wohl schon bei Antragstellung den falschen Monat angekreuzt. Zudem teilte sie mit
Schreiben vom 12.09.2019 unter Vorlage einer BestÃ¤tigung der D1 GmbH vom
09.09.2019 Ã¼ber die in Anspruch genommene Elternzeit in den ZeitrÃ¤umen vom
01.10. bis 01.11.2017 und vom 01.10. bis 01.11.2018 mit, das HÃ¤kchen sei
versehentlich falsch gesetzt worden. Gemeint gewesen sei beide Male der
Geburtsmonat ihres Kindes.

Mit Ã�nderungsbescheid vom 24.09.2019 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, sie
habe seinen Anspruch auf Elterngeld Ã¼berprÃ¼ft. Es bestehe im 12. Lebensmonat
kein Anspruch auf Elterngeld, da seine ErwerbstÃ¤tigkeit in diesem Lebensmonat im
Durchschnitt 30 Wochenstunden Ã¼berstiegen habe. Elterngeld kÃ¶nne
rÃ¼ckwirkend hÃ¶chstens fÃ¼r die letzten 3 Monate vor dem Monat des
Antragseingangs gezahlt werden. Der KlÃ¤ger habe den Antrag auf Elterngeld fÃ¼r
den 13.Â Lebensmonat erstmals am 07.03.2019 gestellt. Da die Antragstellung
nicht fristgerecht erfolgt sei, kÃ¶nne fÃ¼r den 13. Lebensmonat kein Elterngeld
gezahlt werden. Das Gesetz sehe die Zahlung von Elterngeld nur fÃ¼r mindestens 2
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Monate vor. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r den Bezug
von Elterngeld nicht fÃ¼r 2 Monate. Es kÃ¶nne deshalb kein Elterngeld gewÃ¤hrt
werden. Der Bescheid vom 21.12.2017 werde aufgehoben. Dem KlÃ¤ger sei
2.717,82 â�¬ zu viel Elterngeld gezahlt worden. Der KlÃ¤ger mÃ¼sse dieses
erstatten.

Gegen den Bescheid legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 11.10.2019 Widerspruch
ein und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, er habe leider anstelle des 13.
Lebensmonats den 12. Lebensmonat seines Sohnes angegeben. Er habe die
BestÃ¤tigung der Beklagten nicht sachgemÃ¤Ã� geprÃ¼ft. HierfÃ¼r mÃ¶chte er
sich entschuldigen. Dieser Fehler sei ihm erst aufgefallen, als Fragen bezÃ¼glich
der Arbeitgeberbescheinigung aufgekommen seien. Es sei nie seine Absicht
gewesen, den beantragten Zeitraum eigenmÃ¤chtig zu Ã¤ndern. In jedem Telefonat
sei ihm gesagt worden, dass dies kein Problem sei und er nur der Form halber einen
neuen Antrag ausfÃ¼llen mÃ¼sse. Er habe im 1. und 13. Lebensmonat keinerlei
Einkommen erzielt. Die 296,82 â�¬ seien lediglich fÃ¼r die Versteuerung seines
GeschÃ¤ftswagens, welche ihm im November 2018 entsprechend abgezogen
worden seien. Eine RÃ¼ckerstattung wÃ¼rde ein finanzielles Fiasko fÃ¼r seine
junge Familie bedeuten. Letztlich habe er 2 Monate beantragt und 2 Monate in
Anspruch genommen.

Mit Schreiben vom 13.11.2019 hÃ¶rte die Beklagte den KlÃ¤ger noch zur Aufhebung
der Bewilligung von Elterngeld an. Hierauf wurde der Widerspruch noch weiter â��
nunmehr von seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten â�� begrÃ¼ndet und mitgeteilt,
der Bescheid vom 21.12.2017 habe nicht seinem wirklichen Willen entsprochen. Er
habe diesen Fehler leider nicht rechtzeitig gemerkt. Es kÃ¶nnte nun der Bescheid
vom 24.09.2019 aufgehoben und der Bescheid vom 21.12.2017 nach Â§ 44 Zehntes
Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) zurÃ¼ckgenommen und Elterngeld mit den neuen
Daten rÃ¼ckwirkend neu bewilligt werden. Â§ 44 SGB X finde auch im
Elterngeldrecht Anwendung. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 12.12.2019 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf das bewilligte
Elterngeld, da er im 12. Lebensmonat entgegen Â§ 1 Abs. 1 Nr. 4 Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetz (BEEG) eine volle ErwerbstÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt und entgegen 
Â§ 4 Abs. 5 Satz 2 BEEG infolgedessen nicht fÃ¼r mindestens 2 Monate Elterngeld
in Anspruch genommen habe. Der Ã�nderungsantrag sei erst am 12.04.2019 und
damit nach Ablauf des ursprÃ¼nglich beantragten Bezugszeitraums bei ihr
eingegangen. Eine Ã�nderung kÃ¶nne daher nach dem eindeutigen Wortlaut des Â§
7 Abs. 2 BEEG nicht mehr erfolgen. Der behauptete Formfehler rechtfertige keine
andere Beurteilung, da eine grundsÃ¤tzlich mÃ¶gliche wirksame Anfechtung der im
Elterngeldantrag enthaltenen WillenserklÃ¤rung wegen Fristablaufs nicht mehr
mÃ¶glich gewesen sei. Der KlÃ¤ger habe bereits mit Bescheid vom 21.12.2017
Kenntnis Ã¼ber die Bewilligung des Elterngeldes fÃ¼r den 1. und den 12.
Lebensmonat erhalten. Diesem Bescheid habe er die ZeitrÃ¤ume, fÃ¼r die
Elterngeld gewÃ¤hrt werde, entnehmen kÃ¶nnen. Die zweiwÃ¶chige
Anfechtungsfrist habe der KlÃ¤ger versÃ¤umt, da er die Beklagte erst am
07.03.2019 Ã¼ber den Irrtum informiert habe. Â§ 44 SGB X finde keine Anwendung,
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da es sich bei dem Bewilligungsbescheid vom 21.12.2017 um einen
begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt handele. Da zum Zeitpunkt der
Bewilligungsentscheidung am 21.12.2017 das Einkommen im Bezugszeitraum noch
nicht festgestanden habe, sei Elterngeld nur vorlÃ¤ufig festgesetzt worden. Mit
Bescheid vom 24.09.2019 sei nunmehr eine endgÃ¼ltige Festsetzung erfolgt. Da
die Auszahlung des Elterngeldes nur vorlÃ¤ufig erfolgt sei, habe der KlÃ¤ger mit
einer AnspruchsÃ¤nderung rechnen mÃ¼ssen. Auf einen gutglÃ¤ubigen Verbrauch
der Leistung kÃ¶nne sich der KlÃ¤ger daher nicht berufen. Hierbei sei unerheblich,
aus welchen GrÃ¼nden die vorlÃ¤ufige Bewilligung nicht mehr zutreffend sei. Die
Anrechnung der vorlÃ¤ufig bewilligten BetrÃ¤ge auf die endgÃ¼ltig zustehenden
und die RÃ¼ckforderung der zu Unrecht gezahlten BetrÃ¤ge erfolge gemÃ¤Ã� Â§
26 Abs. 2 BEEG in Verbindung mit Â§ 328 Abs. 3 Drittes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB III). Hiernach seien die auf Grund der vorlÃ¤ufigen Entscheidung erbrachten
Leistungen auf die zustehende Leistung anzurechnen. Soweit mit der endgÃ¼ltigen
Entscheidung ein Leistungsanspruch nicht oder nur in geringerer HÃ¶he zuerkannt
werde, seien auf Grund der vorlÃ¤ufigen Entscheidung erbrachte Leistungen zu
erstatten. Da die Auszahlung des Elterngeldes aufgrund dieses Bescheides nur
vorlÃ¤ufig erfolgt sei, habe der KlÃ¤ger mit einer AnspruchsÃ¤nderung nach
endgÃ¼ltiger Festsetzung rechnen mÃ¼ssen. DiesbezÃ¼glich genieÃ�e er keinen
Vertrauensschutz. Auch entfalle in diesen FÃ¤llen eine ErmessensprÃ¼fung.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 10.01.2020 beim Sozialgericht Reutlingen (SG) Klage
erhoben und u.a. den an seine Arbeitgeberin adressierten Antrag auf Elternzeit vom
10.08.2017 vorgelegt, worin er fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume vom 30.09. bis 29.10.2017 und
30.09. bis 29.10.2018 Elternzeit aufgrund des errechneten Geburtstermins am
30.09.2017 beantragt habe. Er habe sich Ã¼ber die Bewilligung des Elterngeldes
und die HÃ¶he gefreut und dabei Ã¼bersehen, dass die Bewilligung fÃ¼r den
Zeitraum vom 01.09. bis 30.09.2018 erfolgt sei und damit nicht seinem Willen
entsprochen habe. Bei dieser Sachlage hÃ¤tte die Beklagte den Bescheid vom
21.12.2017 nach Â§ 44 SGB X zurÃ¼cknehmen und Elterngeld fÃ¼r den Zeitraum
vom 01.10. bis 31.10.2017 und 01.10. bis 31.10.2018 neu bewilligen kÃ¶nnen. Der
Bescheid sei insoweit nicht begÃ¼nstigend, als er von seinem wirklichen Willen,
den er mit seinem Antrag habe verwirklichen wollen, abgewichen sei. Dies zeige
sich bereits daran, dass er auf diesen Antrag im Ergebnis gar kein Elterngeld habe
erhalten kÃ¶nnen. Zu berÃ¼cksichtigen sei, dass das Formular, das die Beklagte
verwende, den Irrtum begÃ¼nstigte, weil dort nicht nach Datum, sondern nur nach
Lebensmonaten des Kindes Elterngeld beantragt werden kÃ¶nne.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten.

Das SG hat mit Urteil vom 11.02.2021 den Bescheid vom 24.09.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 12.12.2019 insoweit aufgehoben, als die Beklagte die
Elterngeldbewilligung fÃ¼r den ersten Lebensmonat des Kindes aufgehoben und
hierfÃ¼r 1.358,91 â�¬ zurÃ¼ckgefordert hat. Im Ã�brigen hat das SG die Klage
abgewiesen. Die Beklagte sei berechtigt gewesen, die Bewilligung von Elterngeld
fÃ¼r den 12. Lebensmonat des Kindes zurÃ¼ckzunehmen, da der KlÃ¤ger in
diesem Monat Einkommen erzielt und die Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt habe. Die
RÃ¼cknahme fÃ¼r den 1. Lebensmonat des Kindes sei jedoch aus
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VertrauensschutzgrÃ¼nden rechtswidrig gewesen. Insoweit sei der angefochtene
Bescheid aufzuheben gewesen. Nach einer vorlÃ¤ufigen Zahlung des Elterngeldes
kÃ¶nne die Beklagte nach Â§ 8 Abs. 3 BEEG in Verbindung mit Â§ 328 Abs. 3 Satz 2
SGB III abschlieÃ�end entscheiden, dass ein Leistungsanspruch nicht oder nur in
geringerer HÃ¶he bestanden habe, und erbrachte Leistungen zurÃ¼ckfordern,
wenn die berechtigte Person im Bezugszeitraum Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit
gehabt habe. Habe â�� wie im vorliegenden Fall â�� nicht nur der HÃ¶he nach,
sondern auch dem Grunde nach wegen der AusÃ¼bung einer ErwerbstÃ¤tigkeit
Ã¼ber 30 Wochenstunden kein Anspruch auf Elterngeld bestanden, erfolge die
RÃ¼cknahme des die vorlÃ¤ufigen Zahlungen bewilligenden Bescheides dagegen
nach den Â§Â§ 45, 48 SGB X. Selbst bei einer Umdeutung des angefochtenen
Bescheids in einen Aufhebungs- und RÃ¼ckforderungsbescheid nach Â§Â§ 45, 48
SGB X sei die Aufhebung der Bewilligung fÃ¼r den 1.Â Monat rechtswidrig, da dem
KlÃ¤ger insoweit keine grobe FahrlÃ¤ssigkeit vorgeworfen werden kÃ¶nne. Auch
wenn der KlÃ¤ger die Rechtswidrigkeit der Bewilligung von Elterngeld fÃ¼r den
Monat September 2018 habe kennen mÃ¼ssen, da er verpflichtet gewesen sei, die
ergangenen Bescheide und MerkblÃ¤tter zu lesen, und ihm daher grobe
FahrlÃ¤ssigkeit vorzuwerfen sei, umfasse diese BÃ¶sglÃ¤ubigkeit nicht die
Bewilligung von Elterngeld fÃ¼r den Monat Oktober 2017. Auch wenn dem KlÃ¤ger
sein â��Denkfehlerâ�� beim Durchlesen des Bescheides hÃ¤tte auffallen mÃ¼ssen,
fÃ¼hre dies nicht dazu, dass ihm hÃ¤tte klar sein mÃ¼ssen, dass er damit auch
fÃ¼r den 2. Lebensmonat des Kindes keinen Elterngeldanspruch wegen fehlender
Mindestbezugsdauer haben wÃ¼rde. Von einem Laien kÃ¶nne nicht erwartet
werden, dass er diese weitergehenden ErwÃ¤gungen anstelle und diesen Schluss
ziehe. Auch bei naheliegenden Ã�berlegungen hÃ¤tte sich dies ihm nicht
aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, da er fÃ¼r 2 Monate Elternzeit in Anspruch genommen und
einen entsprechenden Einkommensverlust gehabt habe. Das Urteil wurde den
Beteiligten am 23.02.2021 zugestellt, die um die Unterschrift der Richterin
ergÃ¤nzte AusfÃ¼hrung jeweils am 15.06.2021.

Gegen das Urteil hat die Beklagte am 19.03.2021 Berufung und der KlÃ¤ger am
03.05.2021 Anschlussberufung beim Landessozialgericht (LSG) Baden-
WÃ¼rttemberg eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung hat die Beklagte ausgefÃ¼hrt, das Urteil des SG Reutlingen sei
rechtsfehlerhaft, soweit es fÃ¼r die RÃ¼ckforderung des Elterngeldes fÃ¼r den
ersten Lebensmonat die Anwendbarkeit der Â§Â§ 26 Abs. 2 BEEG i.V.m. Â§ 328 Abs.
3 SGB III und Â§ 39 Abs. 2 SGB X verneine und stattdessen von einer
RÃ¼ckforderung nach Â§Â§ 45 oder 48 SGB X ausgehe. Es verstoÃ�e hierbei sowohl
gegen den eindeutigen Wortlaut von Â§ 328 SGB III und Â§ 39 Abs. 2 SGB X als auch
gegen die eindeutige Rechtsprechung des LSG Baden-WÃ¼rttemberg (vgl. Urteil
vom 21.01.2014, L 11 EG 2860/12) sowie des Bundessozialgerichts (BSG). Das SG
Reutlingen verkenne insoweit die Bedeutung von Â§ 39 Abs. 2 SGB X als
eigenstÃ¤ndiger Rechtsgrundlage und Ã¼bersehe auch, dass der
Elterngeldbescheid der Beklagten vom 21.12.2017 durch den Ã�nderungsbescheid
vom 24.09.2019 insgesamt und nicht nur hinsichtlich des 12. Lebensmonats
aufgehoben worden sei. Dies ergebe sich bereits aus dem eindeutigen Wortlaut des
Ã�nderungsbescheids. Auch wÃ¤re eine Teilaufhebung hier mangels Einhaltung der
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Mindestbezugszeit des Elterngeldes schon gesetzlich ausgeschlossen gewesen,
nachdem der 12. Lebensmonat wegen der VollzeiterwerbstÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
als Bezugsmonat entfallen sei. Die RÃ¼ckforderung des aufgrund eines
vorlÃ¤ufigen Bescheids bewilligten Elterngelds kÃ¶nne jedenfalls allein auf Â§ 26
Abs. 2 BEEG i.V.m. Â§ 328 Abs.Â 3 SGB III und Â§ 39 Abs. 2 SGB X gestÃ¼tzt
werden, da es sich insoweit um eine eigenstÃ¤ndige Rechtgrundlage handele, die
eine Anwendung der Â§Â§ 44 ff. SGB X gerade ausschlieÃ�e bzw. verdrÃ¤nge. Die
vom SG Reutlingen zitierte, jedoch nicht nÃ¤her ausgefÃ¼hrte Literaturmeinung zur
Anwendbarkeit von Â§ 45 SGB X statt von Â§ 39 Abs. 2 SGB X (Wiegand, BEEG,
Kommentierung zu Â§ 8 Abs. 3 [Rn. 12]) fÃ¼r den Fall, dass auch dem Grunde und
nicht nur der HÃ¶he nach kein Elterngeldanspruch bestehen solle, lasse sich mit
dem insoweit eindeutigen Wortlaut von Â§ 328 Abs. 3 SGB III in keiner Weise
vereinbaren. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 328 Abs. 3 SGBÂ III seien aufgrund der vorlÃ¤ufigen
Entscheidung erbrachte Leistungen ausdrÃ¼cklich auch dann zu erstatten, wenn
mit der abschlieÃ�enden Entscheidung ein Leistungsanspruch nicht zuerkannt
werde. Der Anwendungsbereich von Â§ 328 Abs. 3 SGB III werde somit gerade nicht
auf die FÃ¤lle beschrÃ¤nkt, in denen der Elterngeldanspruch durch die endgÃ¼ltige
Entscheidung lediglich verringert werde, sondern gerade auch, wenn er vollstÃ¤ndig
entfalle. Nach dem Wortlaut von Â§ 328 Abs. 3 SGB III gelte dies auch unabhÃ¤ngig
davon, ob der Anspruch dem Grunde nach oder nur der HÃ¶he nach vollstÃ¤ndig
entfallen sei. Die Pflicht des KlÃ¤gers zur Erstattung des durch Bescheid von
21.12.2017 sowohl fÃ¼r den 1. als auch fÃ¼r den 12. Lebensmonat bewilligten
Elterngeldes gelte somit nicht nur nach dem eindeutigen Wortlaut des Gesetzes,
sondern auch nach der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung, da mit der
abschlieÃ�enden Entscheidung ein Leistungsanspruch Ã¼berhaupt nicht zuerkannt
worden sei. Zwar ergebe sich aus dem Begriff â��soweitâ�� in Â§Â 39 Abs. 2 SGB X,
dass grundsÃ¤tzlich auch eine teilweise Aufhebung eines Verwaltungsakts in
Betracht kommen kÃ¶nne. Eine Teilaufhebung wegen teilweiser Rechtswidrigkeit
sei jedoch nur zulÃ¤ssig, wenn der verbleibende Teil rechtmÃ¤Ã�ig bestehen
bleiben kÃ¶nne und anzunehmen sei, dass er entweder als solcher von der
BehÃ¶rde erlassen worden oder dass die BehÃ¶rde unabhÃ¤ngig hiervon
verpflichtet gewesen wÃ¤re, den Verwaltungsakt ohne den fehlerhaften Teil zu
erlassen. Ein solcher Fall liege hier jedoch gerade nicht vor. Denn aufgrund der in Â§
4 Abs. 5 Satz 2 BEEG gesetzlich geforderten Mindestbezugszeit des Elterngeldes
hÃ¤tte die Beklagte dem KlÃ¤ger hier unter keinem tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
Gesichtspunkt Elterngeld allein fÃ¼r den 1. Lebensmonat seines Kindes vom
01.10.2017 bis 31.10.2017 bewilligen dÃ¼rfen. Stelle sich erst spÃ¤ter heraus, dass
die an sich erreichbare Mindestbezugszeit nicht erreicht werde, fÃ¼hre dies
grundsÃ¤tzlich rÃ¼ckwirkend zu einem Wegfall des Elterngeldanspruchs auch fÃ¼r
den Monat, in welchem die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen noch vorgelegen
hÃ¤tten.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 11.02.2021 aufzuheben und die Klage
abzuweisen, hilfsweise die Revision zuzulassen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und im Wege der Anschlussberufung das Urteil des
Sozialgerichts Reutlingen vom 11.02.2021 abzuÃ¤ndern und die Beklagte unter
Aufhebung des Ã�nderungsbescheids vom 24.09.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 12.12.2019 zu verurteilen, den Bescheid vom
21.12.2017 abzuÃ¤ndern und dem KlÃ¤ger Elterngeld in gesetzlicher HÃ¶he fÃ¼r
die Zeit vom 01.10. bis 31.10.2017 und vom 01.10. bis 31.10.2018 zu gewÃ¤hren.

Zur BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, ihm sei bereits bei der Stellung des Antrags
auf Elterngeld nicht klar gewesen, dass der von ihm beantragte zweite Zeitraum
nicht die Zeit vom 01.10. bis 31.10.2018 umfasst habe, sondern die Zeit vom 01.09.
bis 30.09.2018. Dementsprechend habe er auch fÃ¼r die Zeit vom 01.10. bis
31.10.2018 Elternzeit bei seinem Arbeitgeber beantragt. Dieser Denkfehler sei ihm
auch bei Erhalt des Bescheids vom 21.12.2017 nicht aufgefallen. Dem Denkfehler,
dass der 12. Lebensmonat nicht nach 12 Monaten, sondern bereits nach 11
Monaten beginne, sei nicht nur ihm und seiner Ehefrau, sondern auch nicht ganz
wenigen anderen Antragsstellern unterlaufen. Das Urteil des SG entspreche der
Rechtsprechung des LSG Baden-WÃ¼rttemberg. In der Entscheidung des 11. Senats
vom 14.07.2020 (L 11 EG 3655/19) habe das LSG Ã¼berzeugend sowohl zur
Teilbarkeit des Bewilligungsbescheids, als auch zum NichterlÃ¶schen des
Stammrechts durch Entgelterzielung sowie zur Anwendbarkeit der Â§Â§ 45 und 48
SGBÂ X ausgefÃ¼hrt, so dass zur Vermeidung von Wiederholungen auf diese
Entscheidung Bezug genommen werde. Zu Unrecht habe das SG aber die
Anwendbarkeit des Â§ 44 SGB X verneint. Beim Bescheid vom 21.12.2017 handele
es sich nicht um einen begÃ¼nstigenden Bescheid. Ob ein Bescheid begÃ¼nstigend
sei oder nicht, richte sich zwar nach dem Antrag. Der Antrag sei aber nach dem
Rechtsgedanken des Â§ 133 BGB nach dem wirklichen Willen und nicht nach dem
buchstÃ¤blichen Ausdruck auszulegen. Lege man seinen Antrag nach seinem
wirklichen Willen aus, sei der Bescheid vom 21.12.2017 gerade nicht
begÃ¼nstigend, denn anders als tatsÃ¤chlich gewollt sei ihm Elterngeld nicht fÃ¼r
Oktober 2018, sondern fÃ¼r September 2018 bewilligt worden und damit
abweichend und somit nicht begÃ¼nstigend. Auch vom Sinn und Zweck sei die
Anwendung des Â§ 44 SGB X geboten, der unter den dort geregelten
Voraussetzungen die materielle Sachgerechtigkeit Ã¼ber die formale Rechtslage
stelle. Der Bescheid vom 21.12.2017 beruhe nicht auf vorsÃ¤tzlichen falschen oder
unvollstÃ¤ndigen Angaben. Er, der KlÃ¤ger, habe gerade nicht vorsÃ¤tzlich
gehandelt. Er habe die RÃ¼cknahme des Bescheids vom 21.12.2017 nach Â§ 44
SGB X und die Neubewilligung von Elterngeld fÃ¼r die richtigen ZeitrÃ¤ume auch
beantragt.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Rechtsstreits ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (Bl. 128 und 129 der
Senatsakten).

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Verfahrensakten
des SG und des Senats Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde
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1. Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und gemÃ¤Ã� Â§ 151
Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten, Ã¼ber die
der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten nach Â§ 124 Abs. 2 SGG ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet, ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Die Berufung
bedurfte insbesondere gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs.Â 1 Satz 1 Nr. 1 SGG nicht der
Zulassung, da sich die Beklagte gegen die Aufhebung ihrer Erstattungsforderung in
HÃ¶he von 1.358,91 â�¬ richtet und damit mehr als 750,00 â�¬ betroffen sind. Die
Anschlussberufung des KlÃ¤gers ist ebenfalls zulÃ¤ssig.

2. Gegenstand des Klageverfahrens ist der Bescheid vom 24.09.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 12.12.2019 (Â§ 95 SGG), mit welchem die Beklagte
den VorlÃ¤ufigkeitsvorbehalt im Bewilligungsbescheid vom 21.12.2017 aufgehoben,
den Elterngeldanspruch des KlÃ¤gers fÃ¼r den 1. und 12. Lebensmonat seines
Sohnes endgÃ¼ltig in HÃ¶he von 0,00 â�¬ festgesetzt, den Antrag auf GewÃ¤hrung
von Elterngeld fÃ¼r den 13. Lebensmonat abgelehnt und die Verpflichtung des
KlÃ¤gers zur Erstattung des fÃ¼r den 1. und 12. Lebensmonat vorlÃ¤ufig
gewÃ¤hrten Elterngeldes in HÃ¶he von insgesamt 2.717,82 â�¬ festgestellt hat. Die
Beklagte wendet sich im Berufungsverfahren gegen die teilweise Aufhebung dieses
Bescheids durch das SG, der KlÃ¤ger im Wege der Anschlussberufung gegen die
teilweise Klageabweisung.

3. Die Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Das SG hat der Klage zu Unrecht
teilweise stattgegeben. Der Bescheid der Beklagten vom 24.09.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 12.12.2019 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger
nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat das ihm vorlÃ¤ufig gewÃ¤hrte Elterngeld
fÃ¼r den 1. und 12. Lebensmonat in HÃ¶he von insgesamt 2.717,82 â�¬ zu
erstatten, weil er keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung von Basiselterngeld fÃ¼r den
1.Â und 12. oder 13. Lebensmonat seines Sohnes hat. Die zulÃ¤ssige
Anschlussberufung ist daher unbegrÃ¼ndet.

a) Die Klage ist zunÃ¤chst als Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§Â§ 54 Abs. 1 Satz
1 Var. 1 i.V.m. Abs. 4, 56 SGG) zulÃ¤ssig.

Die Anfechtungsklage gegen den Bescheid vom 24.09.2019 richtet sich nicht gegen
die Aufhebung des VorlÃ¤ufigkeitsvorbehalts im Bewilligungsbescheid vom
21.12.2017, sondern gegen die Festsetzung des Elterngeldes im 1. und 12.
Lebensmonat auf 0,00Â â�¬ sowie die Festsetzung der Erstattung (vgl. BSG
13.12.2018, B 10 EG 9/17 R, juris Rn. 13 f.; BSG 05.04.2012, B 10 EG 10/11 R, SozR
4-7837 Â§Â 2 Nr.Â 14; LSG Baden-WÃ¼rttemberg 21.04.2014, L 11 EG 2860/12,
juris Rn.Â 20). Da der KlÃ¤ger im Hinblick darauf, dass fÃ¼r den 12. Lebensmonat
seines Sohnes die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r Elterngeld offensichtlich nicht
erfÃ¼llt sind, eine Verschiebung auf den 13. Lebensmonat begehrt, ist zumindest
hilfsweise ein entsprechender Leistungsantrag bzw. Verpflichtungsantrag (bzgl. des
Ã�berprÃ¼fungsantrags nach Â§Â 44 SGBÂ X) anzunehmen, um seinem
Rechtsschutzbegehren vollumfÃ¤nglich Rechnung zu tragen (LSG Baden-
WÃ¼rttemberg 21.01.2014,Â L 11 EG 2860/12, juris Rn. 20).Â 

b) Die Klage ist jedoch insgesamt unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch
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auf Elterngeld fÃ¼r den 1. und 12. oder 13. Lebensmonat seines Sohnes.

Die ErmÃ¤chtigung der Beklagten zu einer vom Bewilligungsbescheid vom
21.12.2017 abweichenden Regelung ergibt sich aus dem nach Â§ 8 Abs. 3 Satz 1
BEEG in der vom 01.01.2015 bis 31.08.2021 gÃ¼ltigen Fassung zulÃ¤ssigen
Vorbehalt der VorlÃ¤ufigkeit der erfolgten Bewilligung, welcher in der
elterngeldrechtlichen Praxis als Nebenbestimmung im Sinne des Â§Â 32 SGB X
ergeht und der nach der Rechtsprechung des BSG gesondert aufhebbar bzw.
anfechtbar ist (BSG 05.04.2012, B 10 EG 10/11 R, juris; zum BErzGG bereits: BSG
13.12.2000, B 14 EG 13/99 R, juris Rn. 17, 18; BSG 13.12.2018, B 10 EG 9/17 R,
juris Rn. 13). Nach Nr. 3 dieser Vorschrift wird Elterngeld bis zum Nachweis der
jeweils erforderlichen Angaben vorlÃ¤ufig unter BerÃ¼cksichtigung der glaubhaft
gemachten Angaben gezahlt, wenn die berechtigte Person nach den Angaben im
Antrag auf Elterngeld im Bezugszeitraum voraussichtlich Einkommen aus
ErwerbstÃ¤tigkeit hat. Diese Voraussetzungen liegen hier vor, da sich aus den
vorgelegten Lohnabrechnungen des KlÃ¤gers fÃ¼r den Bemessungszeitraum der
Sachbezug einer Kfz-Nutzung ergab. Auch wenn der KlÃ¤ger in seinem Antrag
(Formular an den antragstellenden ElternteilÂ 2) angegeben hat, im
Bezugszeitraum kein Einkommen aus ErwerbstÃ¤tigkeit zu haben, hatte die
Beklagte aufgrund der ihr vorliegenden Lohnabrechnungen Grund zur Annahme,
dass der KlÃ¤ger Ã¼ber seinen Dienstwagen auch wÃ¤hrend der Elternzeit
verfÃ¼gt. UnabhÃ¤ngig davon hat der KlÃ¤ger den Bescheid vom 21.12.2017 auch
nicht angegriffen, so dass dieser â�� auch im Hinblick auf die Regelung der
VorlÃ¤ufigkeit â�� bestandskrÃ¤ftig geworden ist. Werden Rechtsbehelfe nicht â��
oder nicht fristgemÃ¤Ã� â�� eingelegt, erwÃ¤chst die eigenstÃ¤ndige Regelung
Ã¼ber die vorlÃ¤ufige LeistungsgewÃ¤hrung in Bestandskraft; sie wirkt auch im
Hinblick auf einen Erstattungsbescheid im Zusammenhang mit der endgÃ¼ltigen
Festsetzung der Leistung (vgl. BSG 10.05.2011, B 4 AS 139/10 R, juris Rn.Â 15
m.w.N; LSG Sachsen-Anhalt 26.08.2015, L 4 AS 81/14, juris Rn. 27).

Die Beklagte hat im Bescheid 24.09.2019 zur Recht festgestellt, dass der KlÃ¤ger in
keinem Lebensmonat seines Sohnes einen Anspruch auf Elterngeld hat.

aa) Der KlÃ¤ger hat zunÃ¤chst keinen Anspruch auf Elterngeld im 12. Lebensmonat.

Nach Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 BEEG hat Anspruch auf Elterngeld, wer (1.) einen Wohnsitz
oder seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Deutschland hat, (2.) mit seinem Kind in
einem Haushalt lebt, (3.) dieses Kind selbst betreut und erzieht und (4.) keine oder
keine volle ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼bt. Nach Â§ 1 Abs. 6 BEEG ist eine Person nicht
voll erwerbstÃ¤tig, wenn ihre Arbeitszeit 30 Wochenstunden im Durchschnitt des
Monats nicht Ã¼bersteigt.

Diese Anspruchsvoraussetzungen sind im 12. Lebensmonat (01.09. bis 30.09.2018)
entgegen der vorlÃ¤ufigen Bewilligung nicht erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger hat in diesem
Zeitraum eine volle entgeltliche ErwerbstÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt. Dies entnimmt der
Senat bereits dem eigenen Vortrag des KlÃ¤gers.

bb) Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Elterngeld fÃ¼r den 13. Lebensmonat
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(01.10. bis 31.10.2018) seines Sohnes.

Nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 BEEG in der vom 01.01.2015 bis 31.08.2021 geltenden
Fassung ist Elterngeld schriftlich zu beantragen. Es wird rÃ¼ckwirkend nur fÃ¼r die
letzten 3 Monate vor Beginn des Monats geleistet, in dem der Antrag auf die
jeweilige Leistung eingegangen ist (Â§ 7 Abs.Â 1 Satz 2 BEEG). In dem Antrag auf
Elterngeld ist anzugeben, fÃ¼r welche Monate Elterngeld oder Elterngeld Plus
beantragt wird (vgl. Â§ 7 Abs. 1 Satz 3 BEEG). Die im Antrag getroffenen
Entscheidungen kÃ¶nnen bis zum Ende des Bezugszeitraums geÃ¤ndert werden (Â§
7 Abs. 2 Satz 1 BEEG). Eine Ã�nderung kann rÃ¼ckwirkend nur fÃ¼r die letzten 3
Monate vor Beginn des Monats verlangt werden, in dem der Ã�nderungsantrag
eingegangen ist (Â§ 7 Abs. 2 Satz 2 BEEG). Sie ist auÃ�er in den FÃ¤llen besonderer
HÃ¤rte unzulÃ¤ssig, soweit MonatsbetrÃ¤ge bereits ausgezahlt sind (Â§ 7 Abs.Â 2
Satz 3 BEEG). Im Ã�brigen finden die fÃ¼r die Antragstellung geltenden
Vorschriften auch auf den Ã�nderungsantrag Anwendung (Â§ 7 Abs. 2 Satz 5 BEEG).

Vorliegend hat der KlÃ¤ger ursprÃ¼nglich keinen Antrag auf Elterngeld fÃ¼r den
13. Lebensmonat gestellt, sondern Elterngeld nur fÃ¼r den 1. und 12. Lebensmonat
beantragt. Einen formgerechten Antrag auf Ã�nderung des Bezugszeitraums hat der
KlÃ¤ger unter Nutzung des entsprechenden Formulars, unterschrieben am
11.03.2019, der Beklagten zugegangen am 12.04.2019, beantragt.

Die Ã�nderung des Antrags auf Elterngeld durch Verschiebung des Bezugszeitraums
vom 12. auf den 13. Lebensmonat ist jedoch gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 2 Satz 1 BEEG
nach Ablauf des Bezugszeitraums â�� hier also nach Ablauf des 30.09.2018 â��
ausgeschlossen. UnabhÃ¤ngig davon kommt eine rÃ¼ckwirkende Verschiebung des
Bezugszeitraums vom 12. Lebensmonat auf den 13. Lebensmonat nicht mehr in
Betracht, weil im April 2019 eine rÃ¼ckwirkende Ã�nderung nach Â§ 7 Abs. 2
SatzÂ 2 BEEG hier hÃ¶chstens fÃ¼r die Zeit ab Januar 2019 â�� also dem Beginn
des 3. Monats vor dem Monat, in dem der schriftliche Ã�nderungsantrag gestellt
worden ist â�� beantragt werden kann.

Nach der oben dargestellten gesetzlichen Regelung ist eine Ã�nderung des Antrags
nach Ablauf des Bezugszeitraums ausgeschlossen. Es kann auch dahinstehen, ob
die Antragstellung aufgrund eines ErklÃ¤rungsirrtums entsprechend Â§Â 119 Abs. 1
BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) angefochten werden kÃ¶nnte oder â�� wofÃ¼r
einiges spricht â�� nur ein unbeachtlicher Motivirrtum vorliegt (so fÃ¼r die Eingabe
falscher Daten: Bundesgerichtshof [BGH] 30.06.2009, XI ZR 364/08, NJW-RR 2009,
1641, 1643), denn Rechtsfolge einer Anfechtung wÃ¤re allein die Beseitigung der
Antragstellung fÃ¼r den 2. Bezugszeitraum entsprechend Â§Â 142 Abs. 1 BGB. Eine
rechtzeitige Antragstellung fÃ¼r den Zeitraum 01.10. bis 31.10.2018 lieÃ�e sich
Ã¼ber diesen Weg nicht erreichen (Urteil des Senats vom 21.01.2014, L 11 EG
2860/12, juris Rn. 26).

Auch Ã¼ber den sozialrechtlichen Herstellungsanspruch lÃ¤sst sich eine
rechtzeitige Antragstellung fÃ¼r den gewollten 13. Lebensmonat als
Bezugszeitraum im vorliegenden Fall nicht fingieren. Der sozialrechtliche
Herstellungsanspruch setzt voraus, dass der SozialleistungstrÃ¤ger eine ihm auf
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Grund Gesetzes oder eines SozialrechtsverhÃ¤ltnisses obliegende Pflicht,
insbesondere zur Beratung und Auskunft (Â§Â§Â 14, 15 Erstes Buch
Sozialgesetzbuch [SGB I]), verletzt hat. Ferner ist erforderlich, dass zwischen der
Pflichtverletzung des SozialleistungstrÃ¤gers und dem Nachteil des Betroffenen ein
ursÃ¤chlicher Zusammenhang besteht. SchlieÃ�lich muss der durch das
pflichtwidrige Verwaltungshandeln eingetretene Nachteil durch eine zulÃ¤ssige
Amtshandlung beseitigt werden kÃ¶nnen. Die Korrektur durch den
Herstellungsanspruch darf dem jeweiligen Gesetzeszweck nicht widersprechen (BSG
01.04.2004, B 7 AL 52/03 R, BSGE 92, 267, 279). In solchen FÃ¤llen kÃ¶nnen
gewisse sozialrechtliche Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen,
wie etwa eine verspÃ¤tete Antragstellung, eine verspÃ¤tete Beitragsentrichtung
oder eine verspÃ¤tete Vorlage von Unterlagen als erfÃ¼llt angesehen werden,
wenn die VerspÃ¤tung gerade auf einem pflichtwidrigen Verhalten des
LeistungstrÃ¤gers beruht. Allerdings gilt dies nicht fÃ¼r auÃ�erhalb des
SozialrechtsverhÃ¤ltnisses liegende TatbestÃ¤nde, die nach materiellem Recht
fÃ¼r das Entstehen des Sozialrechtsanspruchs erforderlich sind (BSG 13.05.1980, 
12 RK 18/79, juris; BSG 12.12.1984, 7 RAr 74/83, juris); andernfalls verpflichtete der
Herstellungsanspruch den SozialleistungstrÃ¤ger unzulÃ¤ssigerweise zu einer
Gesetz und Recht widersprechenden Handlung (BSG 15.05.1984, 12 RK 48/82,
BSGE 56, 266; BSG 22.08.1984, 7 RAr 12/83, juris; BSG 19.03.1986, 7 RAr 48/84,
BSGE 60, 43; Urteil des Senats vom 21.01.2014, L 11 EG 2860/12, juris Rn. 27).

Hier ist schon eine Pflichtverletzung der Beklagten nicht ersichtlich und wird vom
KlÃ¤ger auch nicht behauptet. Der dem KlÃ¤ger selbst unterlaufene Fehler bei der
Antragstellung kann nicht Ã¼ber den sozialrechtlichen Herstellungsanspruch auf die
Beklagte abgewÃ¤lzt werden.

c) Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Elterngeld fÃ¼r den 1. Lebensmonat (01.10.
bis 31.10.2017) seines Sohnes.

Nach Â§ 4 Abs. 5 Satz 2 BEEG in der vom 01.01.2018 bis 31.08.2021 geltenden
Fassung kann ein Elternteil Elterngeld nur beziehen, wenn er es mindestens fÃ¼r 2
Monate in Anspruch nimmt. Wird die umschriebene Mindestbezugsdauer nicht
erreicht, besteht insgesamt kein Anspruch auf Elterngeld (BSG 08.03.2017, B 10 EG
7/16 R, juris, Rn. 35). Stellt sich erst spÃ¤ter heraus, dass die an sich erreichbare
Mindestbezugszeit nicht erreicht wird, fÃ¼hrt dies rÃ¼ckwirkend zu einem Wegfall
des Elterngeldanspruchs auch fÃ¼r den 1. Monat (BSG, a.a.O.).

Im vorliegenden Fall erfÃ¼llt der KlÃ¤ger diese Voraussetzung einer
Mindestbezugszeit nicht, da er weder fÃ¼r den 12. noch fÃ¼r den 13. Lebensmonat
seines Sohnes Anspruch auf Elterngeld hat (s.o.).

d) Der Bescheid Ã¼ber die vorlÃ¤ufige Bewilligung erledigte sich mit der
Entscheidung Ã¼ber die endgÃ¼ltige Leistungsbewilligung gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 2
SGB X auf sonstige Weise; einer Aufhebung des Bescheides vom 21.12.2017
bedurfte es nicht. Soweit aufgrund der vorlÃ¤ufigen Leistungsbewilligung Elterngeld
bezahlt wurde, sind diese Zahlungen auf die endgÃ¼ltig bewilligte Leistung
anzurechnen; zu viel gezahlte VorschÃ¼sse sind zu erstatten (Â§ 42 Abs. 2 SGB I;
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vgl. hierzu Urteile des Senats vom 22.01.2013, L 11 EG 1139/12; 28.03.2012, L 11
EG 3954/11 und 18.05.2010, LÂ 11 R 3189/09, jeweils juris m.w.N.). Die Anrechnung
der VorschÃ¼sse auf die zustehenden Leistungen sowie die Erstattungspflicht sind
selbstverstÃ¤ndliche Folgen einer Vorschusszahlung (Baier, in: Krauskopf, Soziale
Krankenversicherung, Pflegeversicherung, 116. EL 2022, Â§ 42 SGBÂ I Rn. 15).
DarÃ¼ber hinaus wurde der KlÃ¤ger im Bescheid vom 21.12.2017 auf die
Erstattungspflicht im Falle einer Ã�berzahlung hinreichend deutlich hingewiesen
(vgl. BSG 05.04.2012, B 10 EG 10/11 R, juris). Unter Zugrundelegung der Differenz
zwischen den im Ausgangsbescheid bewilligten ZahlbetrÃ¤gen und den
zustehenden LeistungsansprÃ¼chen ergibt sich der Erstattungsbetrag in HÃ¶he von
2.717,82 â�¬. Eine Ermessensentscheidung war von der Beklagten vorliegend
hinsichtlich der RÃ¼ckforderung nicht zu treffen.

e) Auf Vertrauensschutz kann sich der KlÃ¤ger nicht berufen, da ihm das Elterngeld
mit Bescheid vom 21.12.2017 nur vorlÃ¤ufig bewilligt worden ist. Die VorlÃ¤ufigkeit
der Bewilligung schlieÃ�t gerade jedes Vertrauen in das â��BehaltendÃ¼rfenâ��
des vorlÃ¤ufig gewÃ¤hrten Elterngeldes aus.

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers und des SG ergibt sich die Rechtsgrundlage
fÃ¼r die Aufhebung der ursprÃ¼nglichen Bewilligung aus Â§ 26 Abs.Â 2 BEEG i.V.m.
Â§ 328 Abs. 3 SGB III und Â§Â 39 Abs. 2 SGB X, welcher die Anwendung der Â§Â§ 44
ff. SGB X als lex specialis verdrÃ¤ngt. Dass der Bescheid vom 21.12.2017 die
VorlÃ¤ufigkeit nur mit der noch nicht feststehenden HÃ¶he des Einkommens im
Bezugszeitraum begrÃ¼ndete, Ã¤ndert an der VorlÃ¤ufigkeit der Bewilligung
insgesamt nichts. Hieraus kann insbesondere nicht geschlossen werden, dass der
Bewilligungsbescheid im Hinblick auf die GewÃ¤hrung von Elterngeld dem Grunde
nach als endgÃ¼ltig interpretiert werden kÃ¶nnte (vgl. auch LSG Sachsen-Anhalt
26.08.2015, L 4 AS 81/14, juris, Rn. 24).

Zur Ã�berzeugung des Senats war der Bescheid vom 21.12.2017 umfassend unter
VorlÃ¤ufigkeit gestellt. Der Senat teilt nicht die teilweise vertretene Auffassung,
wonach die vorlÃ¤ufige Entscheidung partielle Bindungswirkung insoweit entfalten
soll, dass den bei Erlass des vorlÃ¤ufigen Verwaltungsaktes festgestellten
Leistungsvoraussetzungen, die nicht mit der ausdrÃ¼cklich benannten Unsicherheit
belastet sind, eine PrÃ¤judizwirkung im Hinblick auf die Endentscheidung zukommt.
Nach dieser Auffassung darf ein endgÃ¼ltiger Bescheid von dem vorlÃ¤ufigen
Bescheid nur aus den GrÃ¼nden abweichen, auf denen der
VorlÃ¤ufigkeitsvorbehalt beruhte. Die Auffassung wird unter anderem damit
begrÃ¼ndet, dass Â§Â 328 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB III explizit anordne, Umfang und
Grund der VorlÃ¤ufigkeit mÃ¼ssten angegeben werden. Bei dieser
Rechtsauffassung wird jedoch Ã¼bersehen, dass sich die Bindungswirkung von
Verwaltungsakten nicht auf die BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes erstreckt.
Daher entfaltet nur der Ausspruch Ã¼ber die Bewilligung einer Leistung in Bezug
auf die Dauer und die HÃ¶he Bindungswirkung. Die Frage, in Bezug auf welche
Tatbestandsvoraussetzungen noch Ermittlungsbedarf gesehen wird, weswegen die
VorlÃ¤ufigkeit des Bewilligungsbescheides ausgesprochen worden ist, betrifft
hingegen die BegrÃ¼ndung der Bewilligungsentscheidung (vgl. BSG 29.04.2015, B
14 AS 31/14 R, juris Rn.Â 23; BSG 16.09.1999, B 9 V 13/98 R, SozR 3-1200 Â§Â 42
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Nr.Â 8; BSG 09.05.1996, 7 RAr 36/95, SozR 3-4100 Â§Â 112 Nr.Â 28; SÃ¤chsisches
LSG 18.02.2010, L 3 AL 28/09, juris Rn.Â 34 f.; LSG Niedersachsen-Bremen
19.03.2014, L 13 AS 325/11, juris Rn. 38).

4. Die Anschlussberufung des KlÃ¤gers ist aus den bereits genannten GrÃ¼nden
unbegrÃ¼ndet.

ErgÃ¤nzend wird noch ausgefÃ¼hrt, dass durch Anwendung des Â§ 44 SGB X â�� in
Ã�bereinstimmung mit den AusfÃ¼hrungen des SG â�� nicht die maÃ�geblichen
Fristen des Â§ 7 BEEG umgangen werden kÃ¶nnen, mithin eine Neubewilligung von
Elterngeld auf diesem Weg nicht mÃ¶glich ist. Im Ã�brigen war der zur
Ã�berprÃ¼fung gestellte Bescheid vom 21.12.2017 bei seinem Erlass nicht
rechtswidrig, sondern rechtmÃ¤Ã�ig. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger entsprechend
der in seinem Antrag erfolgten Bestimmung des Bezugszeitraums Elterngeld fÃ¼r
den 1. und 12. Lebensmonat bewilligt.Â Â 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

6. Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorlagen.

Â 

Erstellt am: 04.10.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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